
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die lokale Klimainitiative GermanZero nimmt im Folgenden Stellung zur kommunalen 
Wärmeplanung (KWP) der Stadt Braunschweig. 
 
Wir begrüßen, dass die Stadt mit der Fertigstellung des Wärmeplans eine klare Richtung für die 
Entwicklung der Wärmegewinnung in Braunschweig vorgibt. Jetzt gilt es, die enthaltenen 
Maßnahmen zeitnah und verbindlich umzusetzen, sowie Bürger:innen mit wirksamer 
Öffentlichkeitsarbeit über die Vorgaben, Rahmenbedingungen und Ziele zu informieren. 
 
Die unabhängige Erarbeitung des Wärmeplans durch die Stadtverwaltung, die Unterstützung 
von Dienstleistern und die Abstimmung mit dem Energieversorger befürworten wir. Die 
Einbindung weiterer Akteure und der Zivilgesellschaft bereits im Vorfeld sowie im Zuge der 
Veröffentlichung wäre jedoch nicht nur wünschenswert, sondern auch ein wichtiger Schritt für 
ein gegenseitiges Verständnis, Sicherung der Qualität und Umsetzbarkeit gewesen. Gemäß § 13 
Absatz 3 WPG sollte zunächst ein Entwurf der kommunalen Wärmeplanung angefertigt werden, 
zu dem u. a. die Öffentlichkeit innerhalb mindestens 30 Tage Stellungnahmen abgeben kann. 
Wir kritisieren außerdem, dass das angestrebte Zieljahr 2040 nicht mit dem integrierten 
Klimaschutzkonzept 2.0 der Stadt Braunschweig (Zieljahr 2030) übereinstimmt. 
 
Echte erneuerbare Wärmenetze inklusive Speicher nutzen 
Die in der Wärmeplanung angestrebten Wärmequellen müssen im Einklang mit Klima-, Natur- 
und Ressourcenschutz stehen. Das bedeutet, dass Kommunen für ihre Wärmeversorgung vor 
allem auf (Groß-)Wärmepumpen, Geothermie, Solarthermie und unvermeidbare 
Abwärmepotenziale setzen sollten. Gerade auch bestehende Wärmenetze müssen von fossilen 
auf echte erneuerbare Energien umgestellt werden. Zudem hängt eine erfolgreiche 
Wärmewende stark davon ab, dass es uns gelingt, jahres- und tageszeitliche 
Leistungsschwankungen auszugleichen. Dafür brauchen wir Speicherlösungen wie 
Erdbeckenspeicher, Aquiferspeicher und Warmwassertanks sowie Power-to-Heat-Anlagen. 
 
Wir begrüßen, dass in der Potenzialanalyse zahlreiche Arten von erneuerbaren Energien 
betrachtet und qualitativ und quantitativ beurteilt werden. Die flächeneffiziente Solarthermie 
mit ihrem hohen Potential sowohl für dezentrale als auch netzgebundene Lösungen wurde 
jedoch mit keinem Wort erwähnt. Das ist sachlich nicht begründbar.  
 
Für den Erfolg der Klimaneutralität ist die Dekarbonisierung der Fernwärme wesentlich. Wir 
bedauern daher, dass in der KWP lediglich auf den Transformationsplan von BS Energy 
verwiesen wird.  Im Zielszenario verbleiben damit potenziell fossile bzw. Emissionen 
verursachende Energieträger. Dies ist vor dem Hintergrund der angestrebten Klimaneutralität 
bis 2040 nicht akzeptabel. 



 

 

 
Kommunen und Netzbetreiber sollten ihre Wärmeversorgung zukünftig auf Basis erneuerbarer 
Wärmequellen der Umwelt und mit Hilfe von elektrischer Energie gestalten. Die Wärmeplanung 
und der Transformationsplan setzen leider weiter auf Verbrennungsprozesse – doch diese 
bedeuten in der Regel klimaschädliche Emissionen und sollten bei der Wärmeversorgung der 
Zukunft vermieden werden. Die Müllmenge wird bei angestrebter Kreislaufwirtschaft zukünftig 
abnehmen, entsprechend sollte eher eine perspektivische Senkung der Müllverbrennung 
angenommen werden. Die Verbrennung von Biomasse und Biogas ist aus Klima- und 
Naturschutzgründen ausschließlich in geringen Mengen und unter strikter Einhaltung von 
Nachhaltigkeitskriterien nur zulässig, wenn bereits alle anderen Potenziale ausgeschöpft sind. 
Wasserstoff wird bisher weltweit zu 99 % aus fossilen Brennstoffen hergestellt und ist damit 
ebenfalls klimaschädlich. Aus erneuerbaren Energien hergestellter Wasserstoff wird absehbar 
teuer bleiben und wie Biogas und Biomasse insgesamt nur sehr begrenzt verfügbar sein. Falls 
Wasserstoff in geringen Mengen für zentrale Wärmeerzeugung eingeplant wird, dann sollte er 
regional aus erneuerbaren Energien produziert werden. Wir fordern Energieversorger und 
Kommune auf, stattdessen noch mehr auf Wärmequellen wie (Groß-)Wärmepumpen, 
Geothermie, Solarthermie und unvermeidbare Abwärmepotenziale zu setzen, ergänzt durch 
Speicherlösungen. 
 
Wir können nicht nachvollziehen, warum die Maßnahme M9 “Rauchgaskondensation am 
Standort HKW Mitte“ (Nutzung der Abwärme von BS Energy Hauptstandort) nicht höchste 
Priorität hat. Hannover hat es vor kurzem mit der Installation einer Großwärmepumpe zur 
Maximierung der Abwärmenutzung einer Holzfeuerung vorgemacht. 
 
Bisher sind weder Wärme- noch Stromspeicher in dem Konzept geprüft und berücksichtigt. Da 
das Angebot volatiler regenerativer Energien wie Sonne und Wind aber nur eingeschränkt 
zeitlich mit dem Bedarf übereinstimmt, sind diese essenziell und müssen mit aufgenommen 
werden. Die Umstellung der Fernwärmeerzeugung auf erneuerbare Energien ist meistens nur 
mit Hilfe solcher Speicher möglich. 
 
Fraglich ist, ob der gesamte in der Winterperiode erzeugte PV-Strom für die Erzeugung von 
Heizwärme eingeplant werden sollte – andere Zwecke wie die Verwendung als Haushaltsstrom 
oder für Elektromobilität haben sicherlich auch einen hohen Stellenwert. 
 
Zur Abschätzung der nutzbaren elektrischen Energie aus dem ermittelten Photovoltaik-
Potential sollte der Ertrag herangezogen werden, da die tatsächliche Leistung nicht nur 
jahreszeitlich, sondern auch tageszeitlich, dazu noch wetterabhängig und je nach Neigung und 
Ausrichtung der Module schwankt. Im Großteil der Heizperiode tritt eine durch Bewölkung 
verringerte oder (nachts) gar keine Solarstrahlung auf, während der Heizwärmebedarf relativ 
kontinuierlich vorliegt. Der Jahresertrag von PV-Anlagen in Deutschland beträgt ca. 1000 kWh 



 

 

pro kW (Peak) (=MWh/MW (Peak)). Ca. 25 % davon werden im Winterhalbjahr geliefert. Für 
Freiflächenanlagen wurde ein Potential von 200 MW (Peak) ermittelt. Im Winterhalbjahr ergibt 
sich daraus ein Ertrag von 50.000 MWh(el), die theoretisch für den Betrieb von Wärmepumpen 
genutzt werden können. Mit der angegebenen Leistungszahl von 2,4 für Großwärmepumpen 
ergibt sich daraus eine Wärmemenge von 120.000 MWh (abweichend von der Tabelle 6 der 
KWP: 172.800 MWh). Analog ergibt sich für das Potential von PV-Dachanlagen in Höhe von 600 
MW und der angesetzten Jahresarbeitszahl von 3,75 theoretisch eine Wärmemenge von 
562.500 MWh (Tabelle 6: 810.000 MWh). Für die am weitesten verbreiteten Luft-
Wärmepumpen ist eine JAZ von 3,75 jedoch allenfalls in sehr gut gedämmten Gebäuden 
realistisch erreichbar, im Altbau werden i. a. Werte zwischen 2,5 und 3,5 erzielt, was zu einer 
Wärmemenge von 375.000 bis 525.000 MWh führen würde. Allgemein ist also eine realistische 
Betrachtung unabdingbar, inkl. O. g. Aspekte sowie ggf. geeignetere bzw. komplementäre 
Technologien wie Solarthermie, (u. a. saisonale) Speicher und effizientere (z. B. Wasser/Wasser-
) Wärmepumpen. 
 
Wir sind gespannt auf die Fortschreibung der KWP und die nachvollziehbare Integration der 
identifizierten Potentiale an erneuerbaren Energien in das Zielszenario. Die Ankündigung beim 
runden Tisch am 21.05.2026, zukünftig die Kälteplanung einzubeziehen, erscheint schlüssig.   
 
Um einen Ausbau der Wärmenetze zu realisieren, ist es elementar, konkrete 
Umsetzungsmaßnahmen hierfür in Abstimmung mit aktuellen und potenziellen weiteren 
Netzbetreibern zu formulieren. Der von BS Energy im Transformationsplan angegebene Ausbau 
des Fernwärmenetzes bis 2045 von 107 km ist in den Zielszenarien Abb. 31 bis 34 nicht 
erkennbar, es sind nur wenige Ausbauflächen dargestellt. Zudem unterscheiden sich die 
Prüfgebiete der KWP von den im Transformationsplan von BS Energy angegebenen 
Potentialflächen deutlich. Der Zeitraum für die (weitere) Untersuchung der Prüfgebiete (zwei 
Jahre) erscheint im Verhältnis zum Start der KWP vor drei Jahren recht lang. Betroffene 
Bürger:innen und weitere potenzielle Anschlussnehmer:innen in diesen Gebieten haben nun 
zwei weitere Jahre keine Orientierung, geschweige denn Planungssicherheit. 
 
Integrierte Planung verankern 
Die Wärmeplanung sollte die vorhandenen kommunalen Planungen integrieren. Dazu gehören 
Flächennutzungspläne, Bebauungspläne, städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungspläne. 
Dies stellt sicher, dass die unterschiedlichen Pläne und Maßnahmen Hand in Hand gehen und 
aufeinander aufbauen, um Synergien zu schaffen. Dazu gehört auch die Koordination mit den 
Stromnetzbetreibern für den Ausbau und die Optimierung des Stromverteilnetzes. 
 
Aus dem Wärmeplan wird nicht ersichtlich, wie die zentralen Potenziale zur Dekarbonisierung 
der Fernwärme entwickelt werden sollen. Ohne die Sicherung von Flächen, zum Beispiel für 
Solarthermie-Anlagen, Großwärmepumpen oder Speicher, wird die Wärmewende nicht 



 

 

gelingen. 
 
Es ist auch größtenteils unklar, wie und ob Neubauvorhaben und Quartiere im Wärmeplan 
integriert werden. Sollte die Kommune Neubauprojekte oder Weiterentwicklungen von 
Quartieren vornehmen, sind diese – beziehungsweise ihre Wärmeversorgung – in der 
Wärmeplanung zu ergänzen. Laut Maßnahme M10 ist beim Forschungsvorhaben „Connect to 
transform (C2T)“ im Bereich der Bahnstadt ein hydraulisch entkoppeltes Nahwärmenetz zur 
Energieversorgung auf einem abgesenkten Temperaturniveau vorgesehen. Statt der erwähnten 
Luftwärmepumpe zur Ergänzung bieten sich in einem Neubaugebiet aber eher Wasser/Wasser-
Wärmepumpen an, die den Netzrücklauf als Quelle nutzen und deutlich effizienter als 
Luftwärmepumpen sind. 
 
Ohne energetische Sanierung wird es nicht gehen. Wir verbrauchen zu viel Energie und 
erneuerbare Wärme bleibt ein knappes Gut. Daher ist es essenziell, dass die Kommune die 
Unterstützung und Begleitung zur energetischen Sanierung in der Breite vornimmt. Die 
Ankündigung beim runden Tisch am 21.05.2026, dass der Sanierungsstand der Braunschweiger 
Gebäude u. a. nach einer Masterarbeit mit einem beantragten Forschungsprojekt unter die 
Lupe genommen wird, befürworten wir ausdrücklich. Die angenommene Sanierungsquote von 
1 % ist nicht zielgerecht. Der 1. Entwurf des Nationalen Gebäuderenovierungsplans geht für 
Wohngebäude von einer Quote von 6 % jährlich aus (Summe der leichten, mittleren und tiefen 
Maßnahmen nach den Kategorien der Europäischen Gebäuderichtlinie). Maßnahmen 15 
(einmaliger Austausch von Akteuren) und 16 (u. a. Quartiersspaziergänge und Ehrenamtliche…) 
wirken da schwach.   
 
Wir fordern daher mehr konkrete Maßnahmen zur Unterstützung und Realisierung breiter 
angelegter energetischer Sanierungsmaßnahmen und nicht nur einzelne Quartierslösungen. Die 
Einrichtung von sogenannten One-Stop-Shops kann dazu beitragen, Verwaltungsvorgänge für 
die Bürger:innen zu erleichtern.  
 
Der vom politischen Hin und Her rund um das „Heizungsgesetz“ verursachte Sanierungsstau 
beim Heizungstausch muss dringend aufgeholt werden. Die zu Recht als Schlüsseltechnologie 
bezeichnete Wärmepumpe muss stärker im Bewusstsein der Menschen verankert werden. 
Hierfür ist die Wärmepumpenkampagne (Maßnahme 11) bestimmt eine geeignete Maßnahme, 
deren Wirksamkeit jedoch durch einen deutlich früheren Beginn als Q2/27 und nicht nur 
einmalige, sondern wiederkehrende Durchführung gesteigert werden könnte. Parallel zur oder 
in Verbindung mit der Wärmepumpenkampagne sollte eine Kampagne zur Förderung des 
privaten Photovoltaik-Ausbaus erwogen werden, damit das ermittelte Dachflächen-Potential 
von 600 MW auch tatsächlich genutzt wird.  
 
Einige weitere Maßnahmen (M1, M3, M13, M15) werden laut KWP einmalig durchgeführt, 



 

 

wobei eine dauerhafte oder wiederholte Umsetzung wirkungsvoller und für die Zielerreichung 
angemessen erscheint. 
 
Die Wärmewende bedeutet eine massive Umstellung von Verbrennungsprozessen auf 
erneuerbar produzierten Strom, mit dem Wärmepumpen effizient und klimaneutral Wärme 
erzeugen können. Durch den notwendigen starken Heizungsumbau wird die Stromnachfrage in 
den Quartieren stark steigen. Wir unterstützen die geplante Prüfung und den etwaigen Ausbau 
des lokalen Stromnetzes. 
 
Sozialverträgliche Wärmewende sicherstellen 
Eine Heizung zu tauschen oder ein Haus zu sanieren, kostet viel Geld. Auch machen Strom-, 
Gas- oder Wärmekosten für viele Menschen einen großen Teil der monatlichen Ausgaben aus. 
Werden diese Kosten für die Menschen kaum noch finanzierbar, spricht man von 
“Energiearmut”. Mieter:innen sind davon besonders oft betroffen, denn sie haben keinen 
Einfluss auf die verbaute Heizung oder den Sanierungsstand des Hauses. Ihnen bleibt oft nichts 
anderes übrig, als wortwörtlich “zum Fenster rauszuheizen”. Ein großes Problem ist außerdem, 
dass Vermieter:innen nach aktueller Gesetzgebung ihre Sanierungskosten auf die Mieter:innen 
umlegen können – die Mieterhöhung darf aber auch dann bestehen bleiben, wenn sich die 
Investitionskosten bereits amortisiert haben. Lediglich CO2-Steuer, Mehrkosten der Biotreppe 
und Netzentgelte werden nach aktuellem Gesetzentwurf zwischen Mieter und Vermieter 
geteilt, die erwartbar ansteigenden Brennstoffkosten von gas- und ölbetriebenen Heizungen 
sollen die Mieter alleine tragen. 
 
Laut Aussage beim runden Tisch am 21.05.2026 gab es für die Klassifizierung der Straßenzüge 
als Fernwärmegebiet keine Wirtschaftlichkeitsberechnung (u. a. mit Investitions- und 
Betriebskosten) in dem Sinne, sondern es wurden Indikatoren wie die Wärmeliniendichte als 
Grundlage benutzt. Es wurde mitgeteilt, dass die Stadt bewusst entschieden hat, diese Daten 
nicht detaillierter zu veröffentlichen, dass der Fernwärmeausbau eng mit BS Energy abgestimmt 
wurde und BS Energy nicht mehr als 6 km pro Jahr schafft. Die fehlende Transparenz bei der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung hindert andere mögliche Energieversorger und Initiativen - das 
heißt indirekt uns alle als Stadtgesellschaft - daran, günstige Quartierlösungen zu identifizieren 
und schneller zu verwirklichen. Vorstellbar sind außer anderen Stadtwerken bundesweit auch 
Wohnungsgesellschaften, die seit Jahren Expertise und Organisationen in diesem Tätigkeitsfeld 
aufgebaut haben, oder auch Energiegenossenschaften und Nachbarschaftsinitiativen. Auch 
andere Akteure, die zum Beispiel zur Finanzierung beitragen würden, können Interesse an 
solche Daten haben. 
 
Im Zusammenhang mit der Wirtschaftlichkeit kritisieren wir zudem die in den Teil-Steckbriefen 
für Wärmenetzgebiete verwendete pauschale Formulierung „In diesem Cluster stellt die 
Fernwärmeversorgung für den überwiegenden Teil der Gebäude die wirtschaftlichste 



 

 

Versorgungsvariante dar.“. Die den Verbraucher:innen entstehenden tatsächlichen Kosten für 
die Wärmeversorgung sind von einer Vielzahl an Parametern abhängig, z. B. dem energetischen 
Zustand des Gebäudes, dem Heiz- und Lüftungsverhalten sowie Warmwasserbedarf der 
Bewohner:innen, Strompreisen etc., so dass sich Aussagen über die Wirtschaftlichkeit von 
Heizsystemen erst nach einer Einzelfallbetrachtung machen lassen.  
 
Mit der kommunalen Wärmeplanung sind die Straßen bekannt, in denen Fernwärme ausgebaut 
werden soll bzw. die zu einem Prüfgebiet gehören. Es empfiehlt sich, auf die Eigentümer:innen 
und Anwohner:innen der anschlussfähigen Gebäude individuell (mit einem Schreiben), schnell 
und aufklärend zuzugehen, so dass ihnen die Gelegenheit gegeben wird, sich rechtzeitig mit 
dem Thema zusammen mit den anderen Beteiligten zu beschäftigen. 
 
Auch wenn immer mehr Wärmepumpen installiert werden, entscheiden sich weiterhin Leute 
für Gasheizungen, ohne dass ihnen die Folgen bewusst sind. Wir plädieren dafür, dass eine 
Zielgruppenanalyse erfolgt, so dass Öffentlichkeitsarbeit effektiv ist. 
 
Wir bewerten positiv, dass im Wärmeplan die perspektivische Stilllegung der Gasnetze 
angedeutet wird und mit Maßnahme 13 in die Öffentlichkeit getragen werden soll (der Titel der 
Maßnahme ist allerdings irreführend und sollte überarbeitet werden). Die nicht priorisierte und 
einmalige Durchführung ist der Wichtigkeit des Themas jedoch nicht angemessen. Mit 
zunehmendem Einsatz von Wärmepumpen und Fernwärmeanschlüssen wird der Betrieb der 
Gasnetze viel früher unrentabel, als der letzte Haushalt abgekoppelt wird. Wartet der 
Netzbetreiber ab, werden die Kosten für die letzten Gaskund:innen ins Unermessliche steigen. 
Der Ausstieg aus der Gasversorgung muss daher sorgfältig geplant werden und sollte von 
Kommune und Netzbetreiber gemeinsam vorbereitet werden. Im ersten Schritt sollte der 
Netzbetreiber je nach Teilgebiet untersuchen, wann die Gasnachfrage den wirtschaftlichen 
“Kipppunkt” erreichen wird. Dabei kann er sich zum Beispiel auf die Wärmeversorgungsgebiete 
im Wärmeplan beziehen. Die Stadt sollte sich beim Netzbetreiber für eine geordnete, geplante 
Stilllegung der Gasnetze einsetzen und mit einem breit angelegten und früh startenden 
Kommunikationskonzept den Prozess unterstützen. 
 
Positiv anzumerken ist, dass keine Wasserstoffgebiete ausgewiesen wurden, da Wasserstoff 
kostbar und damit zu teuer für Privathaushalte zum Heizen ist. 
 
Wir begrüßen auch, dass die Stadt eigene Haushaltsmittel für die Förderung von 
Gebäudesanierung und Heizungstausch zur Verfügung stellt. Die Richtlinie sollte jedoch 
ausreichend dotiert und einkommensgestaffelt ausgestaltet sein, um besonders Menschen mit 
niedrigen Einkommen zu unterstützen. Hier wird es darauf ankommen, ob und wie 
Förderanträge, die das Einkommen berücksichtigen, unbürokratisch eingereicht werden 
können.  



 

 

 
Bei der Fortführung der kommunalen Wärmeplanung können wie z. B. in Leipzig sozial-
räumliche Indikatoren wie die Mietbelastungsquote und Haushaltsnettoeinkommen betrachtet 
sowie vulnerable Zielgruppen (z. B. Mieter mit geringem Einkommen) und Tragfähigkeit 
entstehender Kosten berücksichtigt werden. 
 
Die Kommune lässt die in ihrem Einfluss befindlichen Gebäude der kommunalen 
Wohnungsgesellschaft anscheinend komplett außen vor. Dabei wäre es ihre Aufgabe, als 
Vorbild voranzugehen. Sie sollte entsprechend eine großangelegte Sanierungsoffensive starten 
und für alle sichtbar machen. Die Kommune sollte dafür eintreten, dass diese Sanierungen 
warmmietenneutral ablaufen, damit Mietende nicht überproportional mit steigenden 
Wohnkosten konfrontiert werden. Auch die nicht kommunalen Wohnungsgesellschaften sowie 
Hausverwaltungen und Eigentümergemeinschaften als wichtige Akteure und Multiplikatoren 
müssen mit einbezogen werden.  
 
Die mit dem Änderungsantrag zum Beschluss der Wärmeplanung hinzugekommene Maßnahme 
M19 “Strategische kommunale Beteiligung an der regenerativen Energieerzeugung zur 
Partizipation an der Wertschöpfung” bewerten wir als ausgesprochen förderlich für die 
Akzeptanz des großflächigen Umbaus der Wärmeversorgung. 
 
Wir begrüßen die Einladung der Stadt zum runden Tisch am 21.05.2026 und stehen für  
weiteren produktiven Austausch gern zur Verfügung.  
 
 
Wer ist GermanZero Braunschweig? 
 
BraunschweigZero, als Ortsgruppe von GermanZero e.V., begleitet unabhängig und kritisch die 
Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes 2.0 und die kommunale Wärmeplanung in Braunschweig. Wir 
sind eine offene und parteiunabhängige Gruppe von Braunschweiger Bürger*innen, die sich im Sommer 
2021 gegründet hat, um sich, auf der Grundlage von wissenschaftlichen Erkenntnissen, überparteilich 
und konstruktiv für eine nachhaltige Klimapolitik einzusetzen. Zu den bisher organisierten öffentlichen 
Veranstaltungen zählen u. a. eine Podiumsdiskussion im April 2024 zur Dekarbonisierung der 
Fernwärme, die Veröffentlichung des Monitorings des IKSK 2.0 im Juli 2025 sowie ein Vortragsabend mit 
anschließender Diskussion zur Zukunft des Braunschweiger Gasnetzes im September 2025, der am 
01.06.2026 von 19 bis 21 Uhr im Haus der Wissenschaft mit besonderem Blick auf soziale Gerechtigkeit 
fortgeführt werden wird. 


